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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Fideikommiß- 
und Stiftungsrechtes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
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Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 41. Sitzung am 1. Dezember 
1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 
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Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften 
des Fideikommiß- und Stiftungsrechts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

5 i 

(1) Die in § 18 des Gesetzes über das Erlöschen 
der Familienfideikommisse und sonstiger gebundener 
Vermögen vom 6. Juli 1938 (ReichsgesetzbL I 
S. 825) bestimmten Fristen werden, soweit sie noch 
nicht abgelaufen sind, bis auf weiteres verlängert. 
Die Landesgesetze können bestimmen, wann diese 
Fristen ablaufen. Soweit diese Fristen bereits ab- 
gelaufen sind, können die Landesgesetze die Rechts- 
folgen des Fristablaufs abweichend von § 18 des 
Gesetzes vom 6. Juli 1938 und den zu seiner Durch- 
führung und Ergänzung erlassenen Vorschriften 
regeln. 

(2) Soweit gesetzliche Vorschriften auf § 18 des 
Gesetzes vom 6. Juli 1938 verweisen, gilt § 18 mit 
den sich aus Absatz 1 ergebenden Änderungen. 

§ 2 

Flat eine aus Anlaß der Fideikommißauflösung 
gebildete Stiftung oder sonstige juristische Person 
oder eine Familienstiftung ihren Sitz außerhalb des 
Geltungsgebietes dieses Gesetzes und besteht im 
Flinblick auf im Geltungsgebiet dieses Gesetzes be- 
findliche Vermögensgegenstände ein Bedürfnis zu 
Maßnahmen der Aufsichtsbehörde, so kann die 
sachlich zuständige oberste Landesbehörde des Lan- 
des, in dem sich die Vermögensgegenstände befinden, 
die Aufsichtsbefugnisse ausüben. Sie kann die Aus- 
übung der Befugnisse auf eine andere Behörde 
übertragen. 

§ 3 

(1) Bei Streit oder Ungewißheit über die örtliche 
Zuständigkeit eines Oberlandesgerichts (Fidei- 
kommißsenats) entscheidet ein Zivilsenat des Bun- 
desgerichtshofs. Besteht der Streit über die Zu- 
ständigkeit zwischen Oberlandesgerichten, die sämt- 
lich dem Land Bayern angehören, so entscheidet das 
Bayerische Oberste Landesgericht als Oberstes Fidei- 
kommißgericht. 
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Entscheidungen 
über Beschwerden wegen verweigerter Rechtshilfe. 

§ 4 

Die bisher geltenden Vorschriften über die Auf- 
lösung und das Erlöschen der Fideikommisse und 
sonstiger gebundener Vermögen und über den Wald- 
schutz bei der Fideikommißauflösung sowie die 
Verordnung über Familienstiftungen vom 17. Mai 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 806) können durch Lan- 
desgesetz geändert oder aufgehoben werden. 

§ 5 

(1) § 1 tritt mit Wirkung vom Ende des Jahres 
1950 in Kraft. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten außer 
Kraft: 

§ 26 und § 33 Absatz 2 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung der Fideikommißauflösung vom 

24. August 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1103), 

§ 5 der Verordnung des Zentral- Justizamts für 
die Britische Zone zur Regelung von Fragen 
des Fideikommiß- und Stiftungsrechts vom 

25. November 1946 (VOBl. B. Z. 1947 S. 7), 
§ 12 der Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über das Erlöschen der 
Familienfideikommisse und sonstiger gebunde- 
ner Vermögen vom 20. März 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 509). Soweit andere Vorschriften 
auf die Vorschriften verweisen, sind sie nicht 
mehr anzuwenden. 

(3) Die vom Hessischen Staatsministerium er- 
lassene Vierte Verordnung zür Abwicklung der 
Fideikommisse und der sonstigen gebundenen Ver- 
mögen vom 22. September 1949 (GVB1. S. 133) 
gilt vom Zeitpunkt ihrer Verkündung ab als Bun- 
desrecht. 
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Begründung 


1. Obwohl die Auflösung der meisten Familien- 
fideikomisse und ähnlichen gebundenen Ver- 
mögen abgeschlossen ist, hat sich ein Bedürfnis 
ergeben, die auf die Auflösung bezüglichen 
reichsrechtlichen Vorschriften in einigen Punkten 
abzuändern. Im Zusammenhang damit müssen 
Vorschriften über Familienstiftungen aufgehoben 
werden. 

Die in Betracht kommenden reichsrechtlichen 
Vorschriften sind in ihrem gegenwärtigen Gel- 
tungsbereich gemäß Artikel 125 des Grund- 
gesetzes Bundesrecht geworden. Ebenso sind die 
landesrechtlichen Änderungsvorschriften der 
Nachkriegszeit Bundesrecht geworden. Die er- 
forderlichen neuen Bestimmungen müssen daher 
im Wege der Bundesgesetzgebung getroffen 
werden. 

2. Durch § 18 des Fideikommißerlöschensgesetzes 
vom 6. Juli 1938 (RGBl. I S. 825) ist es 
den Stiftungen, die aus Anlaß der Fideikommiß- 
auflösung errichtet worden sind und zu deren 
Vermögen land- oder forstwirtschaftlicher 
Grundbesitz gehört, zur Pflicht gemacht worden, 
diesen Grundbesitz binnen einer bestimmten 
Frist zu veräußern. Die gleiche Verpflichtung 
haben nach diesem Gesetz Genossenschaften und 
sonstige juristische Personen, die aus Anlaß der 
Auflösung der Fideikommisse gebildet worden 
sind, sowie Familienstiftungen und Familien- 
verbände, denen bei der Fideikommißauflösung 
land- oder forstwirtschaftlicher Grundbesitz an- 
gefallen oder übertragen worden ist. Dem 
Reichsjustizminister ist die Ermächtigung erteilt 
worden, Ausnahmen von der Veräußerungs- 
pflicht zuzulassen und die Veräußerungsfrist 
zu verlängern. Ergänzende Vorschriften sind in 
§§15 bis 26 der Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über das Erlöschen 
der Familienfideikommisse und sonstiger ge- 
bundener Vermögen vom 20. März 1939 
(RGBl. I S. 509) getroffen. 

Die Verordnung über Familienstiftungen vom 
17. Mai 1940 (RGBl. I S. 806) hat die gleiche 
Veräußerungspflicht mit der gleichen Befrei- 
ungsmöglichkeit solchen Familienstiftungen auf- 
auf erlegt, die nicht aus Anlaß einer Fidei- 
kommißauflösung errichtet worden sind oder aus 
diesem Anlaß Grundbesitz erworben haben. 

Die in § 18 des Fideikommißerlöschensgesetzes 
bestimmten und nach § 1 der Verordnung vom 
17. Mai 1940 auch für diese Verordnung gel- 
tenden, zunächst bis zum 1. Januar 1941 be- 
stimmten Fristen sind wiederholt verlängert 
worden und laufen gegenwärtig noch in den 


Ländern der britischen Zone sowie in Bayern 
und Hessen bis zum 1. Januar 1951 (vgl. Ver- 
ordnung des Zentral-Justizamts für die Britische 
Zone vom 13. Januar 1949 VOBl. B.Z. S. 19, 
Bayerisches Gesetz vom 27. März 1948 GVBL 
S. 52, Hessische Verordnung vom 22. September 
1949 GVBl, S. 133). In den anderen Ländern 
sind die reichsrechtlich durch § 1 der Dritten 
Verordnung über die Verlängerung von Fristen 
des Fideikommiß- und Stiftungsrechts vom 
4. Dezember 1942 (RGBl. I S, 675) bis zum 
1. Januar 1948 verlängerten Fristen gesetzlich 
nicht nochmals verlängert worden. In diesen 
Ländern sind die bezeichneten Vorschriften aber 
noch von Bedeutung, soweit die Fristen auf 
Grund der gesetzlichen Ermächtigung im Einzel- 
fall über den gesetzlichen Fristablauf hinaus 
verlängert worden sind. In Württemberg-Baden 
ist § 18 des Fideikommißerlöschensgesetzes durch 
die Erste Verordnung über Abwicklung der Fi- 
deikommisse und ähnlicher gebundener Ver- 
mögen vom 8. Januar 1948 (Reg.Bl. S. 12) auf- 
gehoben. § 16 Absatz 1, §§ 17, 18 Absatz 3 
Satz 1 der Durchführungsverordnung vom 
20. März 1939 sind dort durch § 7 der Zweiten 
Verordnung über die Abwicklung der Fidei- 
kommisse und ähnlich gebundener Vermögen 
vom 3. September 1948 (Reg.Bl. S. 171) ge- 
ändert worden. 

Aus einigen Ländern liegen Anregungen vor, 
§ 18 des Fideikommißerlöschensgesetzes nebst 
den §§ 15 bis 26 der Durchführungsverordnung 
vom 20. März 1939 sowie die Verordnung über 
Familienstiftungen aufzuheben. Die daraufhin 
angestellten Ermittlungen haben ergeben, daß 
zwar in mehreren Ländern kein Bedürfnis be- 
steht, die gesetzliche Pflicht der aus Anlaß 
der Fideikommißauflösung gebildeten Stiftun- 
gen und sonstigen juristischen Personen und Per- 
sonenverbände sowie der Familienstiftungen 
aufrecht zu erhalten, die zu ihrem Vermögen ge- 
hörenden land- und forstwirtschaftlichen Grund- 
stücke zu veräußern. In anderen Ländern lassen 
sich dagegen die Verhältnisse noch nicht ge- 
nügend übersehen, um bereits jetzt eine Ent- 
scheidung darüber zu treffen, ob die bezeichnete 
Veräußerungspflicht entbehrt werden kann. 
Hier fehlen noch Angaben darüber, inwieweit 
die Stiftungen und die gleichgestellten juristi- 
schen Personen und Personenverbände durch die 
Bodenreformgesetze von der Landabgabepflicht 
betroffen wurden und künftig noch betroffen 
werden. 

Da somit die Frage nicht einheitlich zu beant- 
worten ist, ob die Veräußerungspflicht beseitigt 
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werden kann, soll die Entscheidung für jedes 
Land der Landesgesetzgebung überlassen wer- 
den. Bundesgesetzlich soll mit Rücksicht auf den 
in Kürze bevorstehenden Fristablauf lediglich 
eine Fristverlängerung vorgesehen werden, die 
der Landesgesetzgebung die Möglichkeit zu 
weiterer Entscheidung eröffnet. Demgemäß ver- 
längert § 1 die bezeichneten Fristen bis auf 
weiteres und ermächtigt die Länder, den Ablauf 
der Fristen zu bestimmen. 

•Einem aufgetretenen Bedürfnis entsprechend ist 
in § 1 Absatz 1 Satz 3 für Fälle, in denen 
die fraglichen Fristen bereits abgelaufen und 
demgemäß die in den bezeichneten Vorschriften 
bestimmten Rechtsfolgen schon eingetreten sind, 
vorgesehen, daß die Landesgesetze die Rechts- 
folgen des Fristablaufs abweichend von den bis- 
her geltenden Vorschriften bestimmen können. 
Damit wird insbesondere die Möglichkeit ge- 
schaffen, das kraft Gesetzes eingetretene Er- 
löschen der Stiftungen und gleichgestellten juri- 
stischen Personen und Personenverbände rück- 
gängig zu machen. 

3. Den Familienstiftungen und den aus Anlaß der 
Fideikommißauflösung gebildeten Stiftungen 
und sonstigen juristischen Personen, die außer- 
halb des Bundesgebietes ihren Sitz haben, stehen 
in manchen Fällen im Bundesgebiet Grundstücke 
oder andere Vermögensstücke zu. Dadurch hat 
sich das Bedürfnis ergeben, die gesetzlich vor- 
gesehene Mitwirkung der außerhalb des Bundes- 
gebietes tätigen oder der nicht mehr vorhandenen 
früheren Aufsichtsbehörden bei der Änderung 
der Stiftungssatzung oder bei sonstigen Ge- 
schäften durch die Mitwirkung einer anderen 
Behörde zu ersetzen. § 2 sieht daher vor, daß in 
solchen Fällen eine Behörde im Bundesgebiet die 
Aufsichtsbefugnisse ausüben kann. Hierfür ist 
die sachlich zuständige oberste Landesbehörde 
des Landes bestimmt, in dem sich die Ver- 
mögensgegenstände befinden. Da die Bestim- 
mung vermutlich nur für eine geringe Zahl von 
Fällen von Bedeutung ist, ist davon abgesehen, 
im § 2 die Fälle zu unterscheiden, in denen nach 
den allgemeinen Vorschriften ein Ministerium 
oder eine andere Behörde die Aufsichtsbehörde 
ist. Statt einer solchen Unterscheidung ist in § 2 
vorgesehen, daß die oberste Landesbehörde die 
Ausübung der Befugnisse auf eine andere Be- 
hörde übertragen kann. 

4. Nach § 26 der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes zur Vereinheitlichung der Fidei- 
kommißauflösung vom 24. August 1935 
(RGBL I S. 1103) hat bei Streit oder Ungewiß- 
heit über die örtliche Zuständigkeit eines Ober- 
landesgerichts (Fideikommißsenats) der Präsi- 


dent des Obersten Fideikommißgerichts zu ent- 
scheiden. Das Oberste Fideikommißgericht, das 
dem Reichsjustizministerium angegliedert war, 
hat mit diesem seine Tätigkeit eingestellt. In 
den Ländern der britischen Zone ist die Zustän- 
digkeit nach § 26 der Verordnung vom 

24. August 1935 durch § 5 der Verordnung zur 
Regelung von Fragen des Fideikommiß- und 
Stiftungsrechts vom 25. November 1946 (VOBl. 
B. Z. 1947 S. 7) auf das Zentral- Justizamt über- 
tragen, das inzwischen aufgelöst worden ist. In 
Bayern sind die Aufgaben des Obersten Fidei- 
kommißgerichts auf das Bayerische Oberste 
Landesgericht übertragen worden (§ 2 des Ge- 
setzes über die Zuständigkeit und das Ver- 
fahren in Fideikommiß- und Stiftungssachen 
vom 22. Oktober 1948 GVBl. 1948 S. 24). In 
den übrigen Ländern ist § 26 der Verordnung 
vom 24. August 1935 nicht verändert worden. 
Um einen Ersatz für die genannte Bestimmung 
zu schaffen, bestimmt § 3 Absatz 1, daß die 
Zuständigkeitsstreitigkeiten und -zweifei durch 
einen Zivilsenat des zu schaffenden Bundes- 
gerichtshofes entschieden werden. Nach § 26 
Satz 2 der Verordnung vom 24. August 1935 
konnte der Präsident des Obersten Fideikom- 
mißgerichts die Zuständigkeit eines Oberlandes- 
gerichts (Fideikommißsenats) auch einem anderen 
Oberlandesgericht (Fideikommißsenat) über- 
tragen. Ein Bedürfnis, diese Bestimmung auf- 
rechtzuerhalten, besteht nach dem jetzigen 
Stand der Fideikommißauflösung nicht. Da- 
gegen erscheint es angebracht, die in § 33 Ab- 
satz 2 der Vei'ordnung vom 24. August 1935 
bestimmte Zuständigkeit des Obersten Fidei- 
kommißgerichts zur Entscheidung über Be- 
schwerden wegen verweigerter Rechtshilfe zu 
ersetzen. Dies sieht § 3 Absatz 2 vor. 

Die in § 35 Satz 2 der Verordnung vom 
24. August 1935 bezeichnete Zuständigkeit des 
Präsident des Obersten Fideikommißgerichts. 
das zuständige Oberlandesgericht für die Fidei- 
kommißauflösung zu bestimmen, ist gleichfalls 
durch Zeitablauf bedeutungslos geworden. In- 
soweit bedarf es also keiner weiteren Bestim- 
mung. Dasselbe gilt für die in § 5 Absatz 4 
Satz 4 der Schutzforst- Verordnung vom 21. De- 
zember 1939 (RGBl. I S. 2459) begründete 
gleichartige Zuständigkeit des Präsidenten des 
Obersten Fideikommißgerichts. 

5. Nachdem die mit der Auflösung der Familien- 
fideikommisse und sonstiger gebundener Ver- 
mögen zusammenhängenden Angelegenheiten 
in der Zeit seit Einführung der einschlägigen 
reichsrechtlichen Vorschriften weitgehend er- 
ledigt sind, ist die praktische Bedeutung dieser 
Vorschriften so gering geworden, daß gegen- 
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wärtig über die im vorliegenden Gesetzentwurf 
vorgesehenen Bestimmungen hinaus ein Bedürf- 
nis zur Wahrung der Rechtseinheit auf dem Ge- 
biete des Fideikommiß- und öffentlichen Stif- 
tungsrechts nicht mehr besteht. Andererseits ist 
in einigen Ländern ein Bedürfnis zur Regelung 
von besonderen Fragen dieses Rechtsbereichs auf- 
getreten, die über das Gebiet des Landes hinaus 
nicht von Bedeutung sind. Daher erscheint es 
angebracht, die Möglichkeit zu eröffnen, daß 
die bisher geltenden Vorschriften, die nach Ar- 
tikel 125 des Grundgesetzes Bundesrecht ge- 
worden sind, statt durch Bundesgesetz durch 
Landesgesetz geändert oder aufgehoben werden. 
Fiierzu ist im Fiinblick auf Artikel 72 Absatz 1 
des Grundgesetzes eine besondere Ermächtigung 
erforderlich. Diese ist in § 4 vorgesehen. Sie 
ermöglicht die Änderung oder Aufhebung fol- 
gender r eidisrechtlicher Vorschriften: 

Gesetz zur Vereinheitlichung der Fidei- 
kommißauflösung vom 26, Juni 1935 
(RGBL I S. 785) nebst Durchführungsverord- 
nung vom 24. August 1935 (RGBl. I S. 1103), 
Verordnung über vorläufige Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Fideikommißauflösung vom 
28. Juni 1938 (RGBl. I S. 698), 

Gesetz über das Erlöschen der Familien- 
Fideikommisse und sonstiger gebundener Ver- 
mögen vom 6. Juli 1938 (RGBL I S. 825) 
nebst Durchführungs- und Ergänzungsverord- 
nung vom 20. März 1939 (RGBL I S. 509), 

Verordnung über den Waldschutz bei der 
Fideikommißauflösung (Schutzforstverord- 
nung) vom 21. Dezember 1939 (RGBL I 
S. 2459), 

Verordnung über Familienstiftungen vom 
17. Mai 1940 (RGBL S. 806) 

sowie die gemäß Artikel 125 Nr. 2 des Grund- 
gesetzes als Bundesrecht fortgeltenden einschlägi- 
gen Vorschriften aus der Zeit nach dem 8. Mai 
1945. 


6. Um den Eintritt der Rechts Wirkungen des Ab- 
laufs der Fristen, deren Verlängerung in § 1 
vorgesehen ist, für den Fall auszuschließen, daß 
das vorliegende Gesetz erst nach dem Ende des 
Jahres 1950 verkündet wird, ist in § 5 Absatz 1 
vorgesehen, daß § 1 mit Wirkung vom Ende des 
Jahres 1950 in Kraft tritt. 

In § 5 Absatz 2 Satz 2 ist im Zusammenhang 
mit § 3 vorgesehen, daß § 26 und § 33 Absatz 2 
der Verordnung vom 24. August 1935 und § 5 
der Verordnung vom 25. November 1946 außer 
Kraft treten. 

§ 5 Absatz 2 Satz 2 sieht ferner das Außerkraft- 
treten des § 12 der Durchführungsverordnung 
vom 20. März 1939 vor. Dieser § 12 bestimmt, 
daß die von den Fideikommißbehörden errich- 
teten Stiftungen zum Erwerb von Grundstücken 
einer Genehmigung bedürfen. Durch § 13 der- 
selben Verordnung und durch § 1 der Verord- 
nung über Familienstiftungen ist diese Genehmi- 
gungsvorschrift erstreckt auf die aus Anlaß der 
Fideikommißauflösung gebildeten Stiftungen, 
Genossenschaften und sonstigen juristischen Per- 
sonen und Personenverbände sowie auf Fami- 
lienstiftungen anderer Art. Die Beibehaltung der 
bezeichneten Genehmigungspflicht ist nicht mehr 
erforderlich. Die notwendige staatliche Kon- 
trolle der Grundstücksgeschäfte der Stiftungen 
und gleichgestellten Vermögen wird für land- 
und forstwirtschaftliche Grundstücke durch die 
Bestimmungen des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 
und die dazu erlassenen Ausführungsbestimmun- 
gen, für andere Grundstücke, soweit erforder- 
lich, durch sonstige allgemeine Genehmigungs- 
vorschriften gesichert. 

Durch § 5 Absatz 3 sollen Zweifel über die 
Rechtsgültigkeit der erst nach Einrichtung der 
Bundesorgane vom Fiessischen Staatsministerium 
erlassenen Vierten Verordnung zur Abwicklung 
der Fideikommisse und der sonstigen gebunde- 
nen Vermögen vom 22. September 1949 
(GVBl. I S. 133) ausgeschlossen werden. 
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